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	Schily ging in Offensive
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	Berlin. Ende Januar 2005 waren der GdP Pläne bekannt geworden, dass Bundesinnenminister Schily nach dem jahrelangen Streit mit seinen Länderkollegen über die Finanzierung des digitalen Polizeifunks in die Offensive gehen wird. 
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	Er schlug seinen Länderkollegen in einer außerordentlichen Sitzung der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder (IMK) am 11. Februar 2005 in Berlin vor, dass der Bund für die Bundespolizei ein „Kernnetz“ nach dem in der Dachvereinbarung vereinbarten Standard GAN, einschließlich der für das Gesamtnetz notwendigen Kapazität, errichten will. Damit werden 50 Prozent der Fläche eines jeden Bundeslandes, einschließlich besonderer Ballungsgebiete, mit Handsprechfunk versorgt und den Ländern im Endausbau eine kostenfreie Mitbenutzung ermöglicht. In ihrem Beschluss stellte die IMK fest, dass der Bund und die Länder weiterhin das Ziel verfolgen, für die BOS (Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben) gemeinsam ein auf dem Mindeststandard GAN basierendes, mit einer bundeseinheitlichen Technik ausgestattetes digitales Sprech- und Datenfunksystem einzuführen und als Gesamtnetz bis spätestens 31.12.2010 in Betrieb zu nehmen.
Der Bund wurde gebeten, seinen Vorschlag für ein geplantes „Rumpfnetz“ und die weitere Vorgehensweise für die Errichtung eines Gesamtnetzes – basierend auf dem Mindeststandard nach GAN – umgehend zu konkretisieren. Dazu, so die IMK, benötigen die Länder weitere Informationen und Präzisierungen durch den Bundesinnenminister zu einer Reihe von Fragen. Unter anderem soll auch die Frage einer gemeinsamen technischen Planung und abgestimmten Errichtung der Teilnetze geklärt werden.
Die Staatssekretäre wurden beauftragt, die Konkretisierung abschließend zu bewerten, alsbald zu berichten und damit die Basis für eine kurzfristige Schlussentscheidung der Innenministerkonferenz und der Ministerpräsidentenkonferenz zu schaffen.
In der Sitzung nannte Schily kaum technische Details seines Planes. Damit wurde auch das Gerücht, Schily wolle ein Konsortium zwischen der Bahntochter DB-Telematik und Siemens beauftragen, das GSM-Rail-Netz für die Bundespolizei auszubauen, weder bestätigt noch dementiert.
Berlins Innensenator Körting hatte den von Schily eingeschlagenen Weg als „genial“ bezeichnet. Auch der nordrhein-westfälische Innenminister Fritz Behrens unterstützte Schilys Vorstoß. Der baden-württembergische Innenminister und Vorsitzender der IMK, Heribert Rech, hatte jedoch vor Beginn der Sitzung das Vorgehen Schilys kritisiert, da sein Vorschlag allen bisherigen Vereinbarungen widerspreche.
Die Gewerkschaft der Polizei begrüßt ausdrücklich die Initiative des Bundesinnenministers Otto Schily, mit einem neuen Angebot an die Länder einen modernen und bundeseinheitlichen Digitalfunk für die Polizei einzuführen.
Der Digitalfunk für die Polizei darf kein Kommunikationsflickenteppich sein, der die Zusammenarbeit der Polizeien von Bund und Ländern erschwert. Deshalb sind alle Länder aufgefordert, sich der geplanten Einführung des Digitalfunks anzuschließen. 
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